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Der VKU ist mit einer Veröffentlichung seiner Stellungnahme (im Internet) einschließlich der personenbezogenen  

Daten einverstanden.  

Der Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) vertritt über 1.600 Stadtwerke und kommunalwirtschaftliche 

Unternehmen in den Bereichen Energie, Wasser/Abwasser, Abfallwirtschaft sowie Telekommunikation. Mit rund 

319.000 Beschäftigten wurden 2023 Umsatzerlöse von über 213 Milliarden Euro erwirtschaftet und mehr als 19 

Milliarden Euro investiert. 

 

In Nordrhein-Westfalen sind 334 kommunale Unternehmen im VKU organisiert. Die VKU-Mitgliedsunternehmen 

in Nordrhein-Westfalen leisten jährlich Investitionen in Höhe von rund 4 Milliarden Euro, erwirtschaften einen 

Umsatz von über 70 Milliarden Euro und sind wichtiger Arbeitgeber für über 74.000 Beschäftigte. 

 

Interessenvertretung: 

Der VKU ist registrierter Interessenvertreter und wird im Lobbyregister des Bundes unter der Registernummer: 

R000098 geführt. Der VKU betreibt Interessenvertretung auf der Grundlage des „Verhaltenskodex für 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter im Rahmen des Lobbyregistergesetzes“. 
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 STELLUNGNAHME 

zum Entwurf der Landesregierung eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Bürgerenergiegesetzes 
NRW (Drucksache 18/16948) 
 
Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 25. Februar 2026 
 
 
 
Düsseldorf, 13. Februar 2026 
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Die VKU-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen (VKU NRW) nimmt die Gelegenheit 
wahr, zum Entwurf der Landesregierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Bürgerenergiegesetzes NRW Stellung zu nehmen. 
 
Der VKU NRW unterstützt den vorliegenden Gesetzentwurf im Grundsatz. Die 
vorgesehene Einführung einer zusätzlichen jährlichen Zahlung in Höhe von 
0,1 ct/kWh für Windenergievorhaben außerhalb ausgewiesener 
Windenergiegebiete wird als sachgerechte und nachvollziehbare Maßnahme 
bewertet, um den erhöhten Anforderungen an die Akzeptanz solcher Standorte 
Rechnung zu tragen. Darüber hinaus begrüßen wir die vorgesehenen 
Präzisierungen und Verfahrensvereinfachungen im Sinne größerer Rechtsklarheit 
und zur spürbaren Reduzierung administrativer Belastungen. 
 

Allgemeine Vorbemerkung 

 

Mit dem Bürgerenergiegesetz NRW hat der Gesetzgeber Ende 2023 einen 
verbindlichen und verlässlichen Rahmen geschaffen, um Akzeptanz und Teilhabe 
beim Ausbau der Windenergie zu stärken. Die kommunale Energiewirtschaft hat 
diesen Ansatz von Beginn an unterstützt, da eine nachvollziehbare Beteiligung an 
der lokalen Wertschöpfung maßgeblich dazu beiträgt, Flächen bereitzustellen, 
Planungsprozesse zu erleichtern und Genehmigungsverfahren zu beschleunigen. 
Vor diesem Hintergrund hat der VKU NRW im Gesetzgebungsverfahren 
befürwortet, dass ein verbindlicher Beteiligungsrahmen geschaffen und ein 
tragfähiger Akzeptanzmechanismus verankert wird. 
 
Positiv hervorzuheben ist, dass das Gesetz den Vorhabenträgern bewusst 
Gestaltungsspielräume eröffnet und damit den vielfältigen Beteiligungsansätzen 
Rechnung trägt, die insbesondere Stadtwerke seit vielen Jahren freiwillig 
praktizieren. Die flexible Ausgestaltung ermöglicht es, für die jeweiligen örtlichen 
Gegebenheiten sachgerechte Modelle zu wählen und unterschiedliche Interessen 
angemessen in Einklang zu bringen. 
 
Aus kommunalwirtschaftlicher Sicht bleibt die Möglichkeit bedeutsam, 
Beteiligungsangebote auch unmittelbar an örtliche kommunale Unternehmen zu 
richten. Sie eröffnet Kommunen die Option, sich an Windenergievorhaben zu 
beteiligen, ohne das operative Management der Beteiligung selbst übernehmen 
zu müssen. Gleichzeitig eröffnet diese Ausgestaltung zusätzliche Optionen für 
Kooperationen zwischen lokalen und externen kommunalen Unternehmen und 
stärkt damit die kommunale Energiewirtschaft als verlässlichen Partner der 
Energiewende. 
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Zu den Regelungen im Einzelnen 

 
§ 4 Informationspflichten des Vorhabenträgers 
 
Die Anpassung der Meldefrist an die Registrierung im Marktstammdatenregister 
erhöht die Regelklarheit und erleichtert die Anwendung in der Praxis. 
 
§ 7 Beteiligungsvereinbarung 
 
Positiv zu bewerten ist die vorgesehene Frist in § 7 Absatz 5 BürgEnG-E, wonach 
Standortgemeinden innerhalb von drei Monaten über die Annahme einer 
Beteiligungsvereinbarung entscheiden sollen. Dies erhöht die Planungssicherheit 
für Vorhabenträger und verhindert, dass sich der Abschluss von Vereinbarungen 
unangemessen verzögert. 
 
Sinnvoll ist zudem die Anpassung in § 7 Absatz 6 BürgEnG-E, wonach der Nachweis 
einer abgeschlossenen Beteiligungsvereinbarung erst bis zur Inbetriebnahme der 
ersten Windenergieanlage vorzulegen ist. Damit wird den geänderten 
Rahmenbedingungen der EEG‑Auktionen Rechnung getragen. Nach der bisherigen 
Regelung wären Projektierer ohne Zuschlag gezwungen gewesen, eine 
Beteiligungsvereinbarung abzuschließen, ohne den gesicherten Vergütungssatz zu 
kennen. 
 
§ 8 Ersatzbeteiligung 
 
Die in § 8 Absatz 1a BürgEnG-E vorgesehene zusätzliche jährliche Zahlung in Höhe 
von 0,1 ct/kWh für Windenergievorhaben außerhalb ausgewiesener 
Windenergiegebiete wird als sachgerechte Maßnahme bewertet, um den 
erhöhten Akzeptanzanforderungen solcher Standorte Rechnung zu tragen. Die 
Differenzierung zwischen Vorhaben innerhalb und außerhalb planungsrechtlich 
ausgewiesener Bereiche ist geeignet, die besondere räumliche Situation 
abzubilden und die Beteiligung der Standortkommunen zu stärken. 
 
Zu berücksichtigen ist zugleich, dass die Ersatzbeteiligung in der Praxis als 
Orientierungsgröße für Beteiligungsvereinbarungen dient und die wirtschaftliche 
Darstellbarkeit der Projekte gewahrt bleiben muss. 
 
Aus Sicht des VKU NRW ist es ausdrücklich zu begrüßen, dass die in § 8 Absatz 1a 
BürgEnG-E vorgesehene zusätzliche Zahlung für Vorhaben außerhalb 
ausgewiesener Windenergiegebiete nicht auf Repowering-Projekte angewendet 
wird. Damit wird der gesetzgeberischen Bewertung Rechnung getragen, dass 
Repowering die Nachnutzung bereits akzeptanzgesicherter Standorte ermöglicht 
und daher keiner zusätzlichen Abgabe bedarf. Dies ist folgerichtig, da Repowering 
keine neuen Standorte erschließt und die Flächeneffizienz erhöht. Die klare 
Abgrenzung zwischen neuen Standorten und bestehenden Repowering-
Standorten ist sachgerecht und dient einem effizienten und zielgerichteten 
Ausbau. 
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Ebenfalls sachgerecht ist die in § 13 Absatz 2 BürgEnG-E vorgesehene 
Übergangsregelung, wonach Vorhaben mit vor dem 01.01.2026 erteilter 
immissionsschutzrechtlicher Genehmigung nicht unter die neuen Vorgaben fallen. 
Diese Regelung schafft Rechts‑ und Planungssicherheit und gewährleistet, dass 
bereits genehmigte Projekte nicht nachträglich neuen Anforderungen 
unterworfen werden. 
 
Beide Regelungen sind aus Sicht des VKU NRW konsequent und sollten im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren unverändert beibehalten werden. 
 

 

 

Ansprechpartner 

Dr. Andreas Hollstein     Dr. Jürgen Kruse 
Geschäftsführer     Stv. Geschäftsführer 
Tel.: 0211 159243-11     Tel.: 0211 159243-13 
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